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KREIS COESFELD Coesfeld, 12.01.2017

Der Ausschussvorsitzende Dr. Thomas Wenning erdffnet die Sitzung des Ausschusses flr
Umwelt, offentliche Sicherheit und Ordnung mit Gruworten an die Ausschussmitglieder, die
Vertreter der Verwaltung, die Presse und die Zuhorer.

Sodann stellt der Ausschussvorsitzende fest, dass der Ausschuss
a) ordnungsgemal geladen und
b) gem. § 34 KrO i. V. m. § 41 KrO beschlussfahig ist.

Die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte wird einvernehmlich dahingehend geandert, dass
der vormalige Tagesordnungspunkt 2 ,Entwurf Haushalt 2017 Budget 01 - Sicherheit, Bauen
und Umwelt“ erst im Anschluss an die Ubrigen Sitzungspunkte beraten wird und nunmehr
Tagesordnungspunkt 6 ist.

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Konzept ABC-Zug Kreis Coesfeld
Vorlage: SV-9-0688

2 Satzung des Kreises Coesfeld Uber die Benutzung des Rettungsdienstes und die Erhe-
bung von Gebuhren
Vorlage: SV-9-0674

3 Erhebung von Gebuhren fur Amtshandlungen auf dem Gebiet der Veterinar- und Le-
bensmittelUberwachung sowie der Fleischhygiene
Vorlage: SV-9-0687

4 Satzung zur Anderung der Satzung (iber die Abfallentsorgung im Kreis Coesfeld
Vorlage: SV-9-0683

5 Zwolfte Satzung zur Anderung der Satzung Uber die Erhebung von Gebiihren fir die Be-
nutzung von Abfallentsorgungsanlagen
Vorlage: SV-9-0645

6 Entwurf Haushalt 2017 Budget 01 - Sicherheit, Bauen und Umwelt
Vorlage: SV-9-0651

7 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden bzw. des Landrates

8 Anfragen der Ausschussmitglieder

Nichtoffentlicher Teil
1 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden bzw. des Landrates

2 Anfragen der Ausschussmitglieder
Es erfolgten keine Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden bzw. des Landrats im 6ffentli-

chen und nichtéffentlichen Teil. Zudem wurden im nd.T. keine Anfragen der Ausschussmit-
glieder gestellt.
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 1 offentlicher Teil
SV-9-0688

Konzept ABC-Zug Kreis Coesfeld

FBL Dr. Scheipers weist auf die Relevanz des Tagesordnungspunktes hin. Es handle sich
zwar nicht um einen Tagesordnungspunkt mit Beschlussfassung, jedoch habe die Thematik
u.a. durch Berucksichtigung eines Geratewagens ,Gefahrgut auf der Investitionsliste unmit-
telbaren Einfluss auf die Haushaltsplanung des Kreises Coesfeld. Des Weiteren handle es
sich hinsichtlich der Organisation des Zuges um ein komplexes Zusammenspiel zwischen
dem Kreis Coesfeld und den originar fir die Gefahrenabwehr zustandigen Stadten und Ge-
meinden. Das ABC-Konzept wurde daher bereits in der Ordnungsamtsleiterrunde, bei den
ortlichen Feuerwehren sowie in der Blrgermeisterkonferenz vorgestellt, zumal die Konzeption
auch die kommunalen Haushalte beeinflusse.

Kreisbrandmeister (KBM) Nolte stellt das Konzept fur den ABC-Zug vor (Prasentation siehe
Anlage 1). Das Vorhalten eines ABC-Zuges sei fur Einsatze erforderlich, in denen 6rtliche
Feuerwehren aufgrund des Ausmales oder der speziellen Art eines Einsatzes Unterstutzung,
insbesondere auch mittels Fachausristung (Desinfektionsschleusen, Notstromaggregaten,
Dekontaminationsgeraten etc.), bendétigten, die nicht in jeder értlichen Feuerwehr vorgehalten
werden konnte. KBM Nolte skizziert den Ist-Zustand der Ausrustung und erlautert die Priorita-
tenliste der notwendigen Neubeschaffungen. Auf Nachfrage, weshalb in den vergangenen
Jahrzehnten keine umfangreichen Investitionen zur Modernisierung vorgenommen wurden,
sodass nunmehr zeitnah ein groRes Kostenvolumen bendtigt werde, erlautert KBM Nolte,
dass der ABC-Zug aufgrund der sich nach 1989 entspannenden politischen Situation aus
dem Fokus geraten sei. Heutzutage wirden jedoch neue Gefahrenlagen und verbessert
technische Moglichkeiten das Vorhalten bestimmter Fahrzeuge und Ausristungen erforderlich
machen. Generell wiirde in den Einsatzen, in denen die Kapazitat der 6rtlichen Feuerwehr
nicht ausreiche, auf den ABC-Zug als Logistikeinheit zuriickgegriffen. Die angeschafften Ge-
rate und Fahrzeuge wirden neben regelmaBigen Ubungen auch jederzeit den Feuerwehren
fur ihre Einsatze zur Verfugung stehen. Es sei daher nicht zu beflirchten, dass die Anschaf-
fungen nur fir einen besonderen Einsatz bereitlagen und in der Gbrigen Zeit ungenutzt blie-
ben. Der Kreis Coesfeld befinde sich in einer Vorreiterrolle und sei der erste Kreis, der ein
vollstandig Uberarbeitetes Konzept prasentieren kdnne. Hierbei komme im Kreis Coesfeld
auch die Struktur des Kreisgebietes der Organisation des ABC-Zuges zugute, da diese einen
zentralen Standort fur alle Geratschaften in Dilmen ermégliche. FBL Dr. Scheipers erganzt,
dass sich das Konzept des Kreises in das Landeskonzept einfliige. In den Konzepten auf
Kreisebene wurden, unabhangig von den 6rtlichen Gegebenheiten, durch das Land bestimm-
te Komponenten berlicksichtigt werden, sodass bei landesweiten iberértlichen Lagen die
Module der einzelnen ABC-Zuge kompatibel sei. Auf Nachfrage erlautert KBM Nolte, dass
eine landesweite Beschaffung jenseits der vom Land flr einzelne Bereiche zur Verfliigung
gestellten Geratschaften und Fahrzeuge aufgrund der unterschiedlichen Gegebenheiten und
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ortlichen Strukturen in den einzelnen Kreisen nicht mdglich sei. Die europaweiten Ausschrei-
bungen wirden daher durch die Kreise eigenstandig durchgefihrt. Auf Frage des Ktabg.
Wohlgemuth flihrt KBM Nolte aus, dass als zentraler Standort fur die Materialien und Fahr-
zeuge des ABC-Zuges die Kaserne Dulmen diene; dieser Standort bestehe daher langfristig
und unabhangig von den Planungen einer neuen Feuerwache der Stadt Dilmen. Bei Interes-
se der Ausschussmitglieder kénne eine Flhrung und Vorstellung der Materialien vor Ort ge-
plant werden. Erganzend erlautert KBM Nolte, dass man bei der Ausrichtung des ABC-Zuges
das Leistungsspektrum der Bundeswehr im Blick habe. Uber das Kreisverbindungskomman-
do sei die Bundeswehr in die Bewaltigung gréRerer Lagen einbezogen. Der ABC-Zug setze
sich zu einem Uberwiegenden Teil aus gut und regelmafig geschulten Ehrenamtlichen zu-
sammen. Neben hauptberuflichen Feuerwehrmannern und -frauen wirden viele Mitglieder
der freiwilligen Feuerwehren die Arbeit unterstiitzen. Da die freiwilligen Feuerwehren aus An-
gehorigen unterschiedlicher Berufssparten zusammengesetzt seien, gehdrten dem Zug auch
Handwerker und Ingenieure an, deren Fachwissen bei vielen Szenarien unabdingbar sei.
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 2 offentlicher Teil
SV-9-0674

Satzung des Kreises Coesfeld iiber die Benutzung des Rettungsdienstes und die Erhe-
bung von Gebiihren

FBL Dr. Scheipers weist auf die bereits in vorherigen Sitzungen thematisierte Zunahme der
Einsatzzahlen hin. Die exponentielle Steigerung resultiere aus mehreren Faktoren, insbeson-
dere aus einer deutlichen Zunahme internistischer Einsatze. Obwohl ein solcher Anstieg in
der Prognose fiir 2016 bereits berticksichtigt worden war, hatten die tatsachlichen Einsatz-
zahlen den Planwert deutlich Uberschritten, sodass gem. der Hochrechnung fuir 2016 eine
Gebuhrenltberdeckung entstehen werde. Fur das Jahr 2017 wirden sich einzelne Aufwand-
positionen erhéhen, die in der Kalkulation Bertcksichtigung fanden. Zum einen sei nunmehr
eine Hohergruppierung durch Tarifvertrag in allen Bereichen des Rettungsdienstes vereinbart
worden. Zudem fuhre der Wegfall der Jahrespraktikanten aufgrund des Notfallsanitater-
Gesetzes ebenfalls zu einer Erhdhung der Personalaufwendungen. Hinzu komme ferner ein
notwendiger Investitionsbedarf fir die Fahrzeugflotte.

Bezuglich der Fortschreibung des Rettungsbedarfsplans erlautert FBL Dr. Scheipers, dass
davon ausgegangen werde kdnne, dass eine Weiterarbeit innerhalb der bisherigen Strukturen
mdglich sei. Es misse aber von einer Ausweitung der Einsatz- und Vorhaltezeiten ausgegan-
gen werden. Der erhebliche Anstieg der Einsatzzahlen seit 2015 musse in der Fortschreibung
berlcksichtigt werden. Es werde daher eine Aktualisierung der Berechnung auf Basis der
Daten aus 2016 angestrebt.

Die Aus- und Fortbildung der Notfallsanitater sei zuletzt mittels eines Anhangs zum Rettungs-
bedarfsplan beschlossen worden. Dieses Vorgehen misse nunmehr wiederholt werden. Vo-

raussichtlich flr die nachste Sitzungsperiode im Marz werde ein solcher Teilplan fir die Be-
schlussfassung vorbereitet.

Beschluss:

Die im Entwurf beigeflgte Satzung Uber die Benutzung des Rettungsdienstes und die Erhe-
bung von Gebuhren (Anlage 2) wird beschlossen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 3 offentlicher Teil
SV-9-0687

Erhebung von Gebiihren fiir Amtshandlungen auf dem Gebiet der Veterinar- und Le-
bensmitteliiberwachung sowie der Fleischhygiene

FBL Dr. Scheipers verweist auf die Sitzungsvorlage und erlautert, dass die Gebuhren fir
Grol3- und Kleinbetriebe separat ermittelt wirden. Unter dem Begriff Kleinbetriebe wirden
diejenigen Betriebe erfasst, in denen im Monat unter 1.500 Tiere geschlachtet werden. Erh6h-
te Personalkosten der Mitarbeiter des Kreises durch Tarifsteigerungen sowie gestiegene Kos-
ten fur Trichinen-Untersuchungen hatten zu Kostensteigerungen von 20 % bei den Kleinbe-
trieben geflihrt. In der beigefligten Satzung werde nunmehr zunachst eine Steigerung von
10% der Gebuhren fur Kleinschlachtbetriebe ab 01.01.2017 ausgewiesen.

Ktabg. Schulze Esking fiuhrt aus, dass Kleinbetriebe, die aus eigenem Betrieb oder heimi-
schen Aufzuchten im Umkreis schlachten, im Verhaltnis zu Grof3schlachtereien bereits jetzt
durch héhere Gebuhren belastet seien. Eine zusatzliche finanzielle Belastung sehe er nicht
als zumutbar an. Ggf. sollte an dieser Stelle eine andere Losung gefunden werden, ohne
dass flr die Kleinbetriebe Mehrkosten entstehen. FBL Dr. Scheipers weist darauf hin, dass
der Kreis unter der Pramisse des wirtschaftlichen Agierens kostendeckende Gebihren zu
kalkulieren habe. Auf Nachfrage erlautert AL Dr. Altepost, dass die Kosten fir die Trichinen-
Untersuchung bereits in den aufgefiihrten Gebuhren enthalten seien. Ein Verzicht auf eine
Trichinen-Untersuchung sei u.U. mdglich, sofern die betreffenden Betriebe bestimmte Stan-
dards erfullen. Ansonsten sei diese Untersuchung gesetzlich vorgeschrieben und werde auch
im Rahmen des Exports von Importeuren verlangt. Vorsitzender Dr. Wenning warnt vor einem
Sterben der Kleinbetriebe in Folge der Mehrkosten. Neben den Geblhren seien u.a. auch
noch die nicht unerheblichen Kosten der Entsorgung zu tragen. Zu bertcksichtigen sei, dass
ein Ruckgang der kleinen Schlachtereien erneut zu héheren Geblhren fir die tGbrigen Klein-
betriebe fihre, da diese nunmehr gleichbleibende bzw. mit der Zeit steigende Fixkosten, die
in den vom Kreis kalkulierten Geblhren bertcksichtigt werden, zu tragen hatten. Ktabg.
Dropmann verweist zudem auf Bio-Anbieter. In Kleinbetrieben sei es noch mdglich, aus-
schlief3lich das Fleisch der von einem Betrieb zur Schlachtung gebrachten Tiere zu erhalten.
Nur auf diese Weise sei es moglich den Verbrauchern heimische Bioprodukte und Fleisch aus
eigener Aufzucht anbieten zu kdnnen. Sofern diese Anbieter gezwungen seien zu Grof3-
schlachtereien abzuwandern und somit keine Mdglichkeit mehr hatten gezielt das Fleisch der
eigenen Tiere zu erhalten, kdnne z.B. ein solcher Bio-Betrieb kein Fleisch mehr vertreiben.
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Beschluss:

Die als Anlage 1 beigefugte Satzung des Kreises Coesfeld uber die Erhebung von Gebuhren
fur Amtshandlungen auf dem Gebiet der Veterinar- und Lebensmitteliberwachung sowie der
Fleischhygiene wird beschlossen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: 18 Ja-Stimmen
2 Nein-Stimmen
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 4 offentlicher Teil
SV-9-0683

Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Abfallentsorgung im Kreis Coesfeld

AL Dr. Foppe verweist auf die Sitzungsvorlage und erganzt, dass sich lediglich bei den
Sammelgruppen 2 und 3 Veranderungen ergeben hatten. Die Entsorgung dieser Abfalle wer-
de aus wirtschaftlichen Grinden zukunftig nicht mehr selbst vom Kreis Coesfeld durchgefuhrt.
Ab dem 01.01.2017 werde nunmehr die ,stiftung elektro-altgerate register zustandig sein.

Beschluss:

Die im Entwurf beigefligte ,Vierte Satzung zur Anderung der Satzung Uber die Abfallentsor-
gung im Kreis Coesfeld“ (Anlage 1) wird beschlossen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 5 offentlicher Teil
SV-9-0645

Zwolfte Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Erhebung von Gebiihren fiir die
Benutzung von Abfallentsorgungsanlagen

Auf Nachfrage der Ktabg. Schulze Tomberge und Wohlgemuth erldutert AL Dr. Foppe, dass
die WBC fir das operative Geschéaft zustandig sei. Die beriicksichtigten Kosten fur die Ent-
sorgung unbehandelten Altholzes wirden die aktuelle Marktentwicklung bertcksichtigen und
sei durch eine Ausschreibung ermittelt worden. Das Holz werde in der Regel der materiellen
oder thermischen Verwertung zugefihrt. Die genauen Ursachen fir den deutlichen Anstieg
seien nicht bekannt, es kénne jedoch von einem Uberangebot am Markt und einer Auslastung
der Kapazitaten der Verbrennungsanlagen in NRW ausgegangen werden.

Beschluss:

Die im Entwurf beigefligte ,Zwolfte Satzung zur Anderung der Satzung des Kreises Coesfeld
uber die Erhebung von Gebuhren fur die Benutzung von Abfallentsorgungsanlagen® wird be-
schlossen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 6 offentlicher Teil
SV-9-0651

Entwurf Haushalt 2017 Budget 01 - Sicherheit, Bauen und Umwelt

FBL Dr. Scheipers verweist auf die Sitzungsvorlage. Das Budget wird anhand der numeri-
schen Reihenfolge der Abteilungen unter Berlcksichtigung des Antrags der Fraktion Bundnis
90/DIE GRUNEN vom 28.11.2017 zu Beginn der jeweiligen Produktgruppen beraten.

Hinsichtlich der Frage nach der Anzahl der Sprengstofflagerstatten im Kreis Coesfeld gibt
FBL Dr. Scheipers an, dass diese Anzahl mit der Zahl der Sprengstofferlaubnisinhaber iden-
tisch sei. Er wirden aber lediglich die Lagerstatten erfasst, die privat betrieben wirden. Fur
gewerbliche Lagerstatten sei das Amt flr Arbeitsschutz zustandig; eine genaue Zahl der ge-
werblichen Lagerstatten im Kreisgebiet konne daher nicht genannt werden.

Der Antrag der Kreistagsfraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN hat sich nach Auskunft von Ktabg.
Dropmann erledigt und werde diesbezlglich zuriickgezogen. AL Dr. Vol} erlautert den Pri-
fungsturnus der Lagerstatten. Die Erlaubnisse seien auf eine Dauer von funf Jahren befristet.
Vor Erteilung einer Genehmigung sowie vor einer solchen Verlangerung wirden die Einrich-
tungen uberprift. In 2016 hatten aufgrund einer langeren Erkrankung eines Mitarbeiters keine
Prifungen erfolgen kdnnen.

Eine weitere Frage betrifft die Zahl der Eigenjagden. Auf Nachfrage gibt AL Vo3 an, dass bei
Eigenjagden ebenfalls Prifungen durch den Kreis vorgenommen wurden. Seit 2016 gebe es
zudem drei positiv beschiedene Befriedungsantrage fur Flachen im Kreis Coesfeld.

Bezuglich der Anschaffung eines zweiten Fahrzeugs fur die Auslanderbehdrde fuhrt AL Vol
auf Nachfrage aus, dass ein solches aufgrund der Zunahme der Durchflihrung von Abschie-
bemalnahmen dringend bendtigt wirde. In 2014 seien insgesamt 62 Abschiebungen durch-
gefuhrt worden, vom 01.01.-01.10.2016 erfolgten bereits 184 erfolgreiche und 51 gescheiterte
Abschiebungen. Von gescheiterten Abschiebungen werde gesprochen, wenn in unmittelbaren
Zusammenhang mit einer aufenthaltsbeendenden Mal3hahme Abschiebehindernisse die er-
folgreiche Durchfuhrung dieser MalRnahme verhinderten. Abschiebehindernisse kdnnten z.B.
vorliegen, wenn die betreffende Person nicht zu Hause angetroffen, eine krankheitsbedingte
Reiseunfahigkeit attestiert werde oder ein Pilot die Mithahme einer renitenten Person auf ei-
nem Linienflug wegen Sicherheitsbedenken verweigere. In diesen Félle werde ein zweiter
Versuch mit Sicherheitspersonal angestrebt; was fir ein Zeitraum zwischen einer gescheiter-
ten MaRnahme und dem nachsten Versuch liege, kénne von der Auslanderbehdrde des Krei-
ses nicht beeinflusst werden, sondern sei fremdbestimmt, da die Zentrale Auslanderbehorde
fur die Flugbuchungen zustandig sei.

Seite 10 von 15



FBL Dr. Scheipers flhrt hinsichtlich der Erhéhung der Personalkosten in der Produktgruppe
32.04 aus, dass die Entwicklung der Flichtlingszahlen seit 2014 mehr Stellen in der Auslan-
derbehérde zwingend erforderlich mache. Sobald eine Personalrtickflihrung méglich erschei-
ne, werde diese auch umgesetzt. Die Anzahl der Asylverfahren sowie die bei positivem Aus-
gang eines Verfahrens zum grof3en Teil hinzukommenden Familiennachziige wirden mo-
mentan noch sehr viel Arbeitsaufwand verursachen. Es kdnne daher nicht zeithah mit einer
Entspannung der Fallzahlen und des Arbeitsaufkommens in der Auslanderbehdrde gerechnet
werden.

FBL Dr. Scheipers erlautert auf Nachfrage, dass die angekiindigten vermehrten Geschwin-
digkeitskontrollen bereits durchgefiihrt werden. Diesbezliglich werde auf nebenamtliche Kraf-
te zurtickgegriffen. Zudem sei eine Aufteilung der beiden Kamerasysteme von einem auf
nunmehr zwei Fahrzeuge erfolgt, sodass effektiver gemessen werden kénne. Ursachlich flr
eine Ausweitung der Kontrollen sei die Tatsache, dass uberhdhte Geschwindigkeit nach wie
vor eine Hauptunfallursache sei.

Hinsichtlich des Antrags der Kreistagsfraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN zur erneuten Einfiih-
rung der Grundzahl ,Entsorgte tierische Nebenprodukte aus landwirtschaftlichen Betrieben
() fuhrt FBL Dr. Scheipers aus, dass die Nennung einer entsprechenden Zahl aufgrund einer
Anderung der Rechtslage zum 01.01.2015 nicht mehr erfolge. Die Grundzahl sei zuvor in den
Produktbeschreibungen berlcksichtigt und anhand der vollstdndigen Kostenlibernahme durch
den Kreis ermittelbar gewesen. Nunmehr erfolge lediglich eine Kostentubernahme i.H.v. 75%
bzw. je Betrieb im Jahr hdchstens i.H.v. 640 €. Aufgrund der Veranderung des gesamten Ab-
rechnungswesens kénne die Zahl nicht mehr vom Kreis ermittelt werden. Des Weiteren habe
es sich auch in der Vergangenheit um eine Grundzahl und nicht um eine steuerungsrelevante
Kennzahl gehandelt. Es sei méglich, bezlglich der Tonnage Kontakt zu Secanim aufzuneh-
men. Die Zahl kénne dem Protokoll beigefiigt werden, stelle aber keine haushaltsrechtlich
relevante Zahl dar, sodass keine erneute Aufnahme dieser Zahl in die Produktbeschreibun-
gen erfolgen solle. Sofern eine besondere Haufung oder Seuchenbekampfung erfolge, wirde
auflerhalb der Haushaltsberatungen zeitnah im Ausschuss dartber informiert. S.B. Dr. Kra-
neburg nimmt den Antrag daraufhin seitens der Kreistagsfraktion Bindnis 90/DIE GRUENEN
zurlick. Ergédnzung: Seitens Secanim wurden folgende Tonnagen fiir entsorgte tierische Ne-
benprodukte aus landwirtschaftlichen Betrieben (jeweils ohne Equiden) mitgeteilt: Istwert
2015: 4.380 t, Hochrechnung 2016: 4.330 t, Planwert 2017: 4.400 t.

Bezuglich einer Frage hinsichtlich der Zusammensetzung der Grundzahl ,Anzahl der Betriebe
mit landwirtschaftlichen Nutztieren®, 3.829 Stlick in 2015, in Produkt 39.02.02 Tierseuchen (S.
80 des Haushaltsentwurfs 2017) sei so nicht schllssig, wie sich diese Zahl zusammensetze,
da explizit Rinder-, Gefligel- und Schweinehaltungen (fur 2015 insgesamt 1.979 Stlick) aus-
gewiesen werden und die Werte differierten. Ergdnzung: Die Zahl von 3.829 Tieren (Ist 2015)
enthélt die Gesamtzahl aller Betriebe mit landwirtschaftlichen Nutztieren, jeweils als Gesamt-
heit aller Tierbesténde einer Tierhalters am gleichen Standort, unabhéngig von der Anzahl der
Tiere. Exemplarisch werden die Rinder-, Schweine- und Gefliigelhaltungen (letztere mit einer
Anzahl von lber 1.000 Stiick) ausgewiesen. Nicht separat ausgewiesen und daher zur Ermitt-
lung der 3.289 Stiick sind daher Betriebe, in denen ausschliellich Pferde, Schafe und/oder
weniger als 1.000 Stiick Gefliigel gehalten werden.

Hinsichtlich des Ziels, jahrlich 2% der landwirtschaftlichen Tierhaltungen in Bezug auf die
Einhaltung tierschutzrechtlicher Bestimmungen zu uberprifen, wird von FBL Dr. Scheipers
erlautert, dass es sich dabei lediglich um nicht anlassbezogene Prufungen handelt. Sofern
Hinweise oder Meldungen von Verstoflen eingehen wirden, erfolge ebenfalls eine Prifung
durch die Veterinare. Diese Prifungen seien in den 2% nicht erfasst, sondern kénnten aus
der Grundzahl ,,Anzahl Uberprijfung nach Tierschutzbeschwerden® abgelesen werden.
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Erganzend wird darauf hingewiesen, dass noch keine Falle der Gefligelpest im Kreis Coes-
feld aufgetreten seien. Somit seien auch noch keine daraus resultierenden Mehrkosten ange-
fallen. Hohere Aufwendungen fir Personal im Zusammenhang mit der Einfiihrung der Hygie-
neampel wirden noch nicht in den Planungen fiir 2017 bericksichtigt, da die Hygieneampel
noch kein geltendes Recht sei.

AL Brinkmann erlautert kurz das fir das nachste Jahr angesetzte Projekt der ,Altaktenerfas-
sung im GIS-Portal“. Ziel des Projektes sei es, die ca. 2.000 grof3formatigen Karten, auf de-
nen seit vielen Jahrzehnten handisch Aktenzeichen erfasst wurden, zu digitalisieren und so
den Bereich ,Vorprifung und Recherche® im Bereich der unteren Bauaufsicht nachhaltig zu
optimieren. Die Darstellung erfolgt in der neuen Version des GIS-Systems.

Die Kreistagsfraktion Blindnis 90/DIE GRUENEN fordert mit ihnrem Antrag vom 28.11.2016,
die fur die Folgejahre geplante Erhdhung des Prifungsanteils von 20% der immissionsschutz-
rechtlich genehmigten Anlagenstandorte auf 33 % bereits ab 2018 umzusetzen (vgl. Produkt
70.01.01, S. 106 Haushaltsentwurf 2017). AL Dr. Foppe flihrt aus, dass es derzeit 385 nach
dem Bundesimmissionsschutz genehmigte Anlagen im Kreis Coesfeld gebe. Es werde unter-
schieden zwischen IED-Anlagen, von denen es aktuell 96 Stlick gebe und die in einem drei-
jahrigen Turnus zu prifen seien, sowie den ,BlImSch-Anlagen®. Diese wirden alle finf Jahre
geprift. Derzeit werde aufgrund des Uberwachungsaufwands und der nicht unerheblichen
Sanierungsquote in den letzten Jahren ein realistischer Planwert von 20% angesetzt. Die Er-
héhung des Prifungsanteils auf 33% stelle daher ein langfristiges Ziel dar. Bezlglich des im
Antrag zudem geforderten zeitlichen Vorziehens des Abschlusses der ,Untersuchung aller
Altlastenverdachtsflachen® von 2024 auf 2020 dufRert AL Dr. Foppe, dass die Untersuchungen
von einem Techniker sowie einer mit einer halben Stelle in diesem Bereich tatigen Ingenieurin
durchgefiihrt wiirden. Es seien noch 40 Flachen zu untersuchen, die jedoch ein geringes Ge-
fahrenpotenzial aufweisen wirden, sodass mit gutem Gewissen der bisherige Rhythmus bei-
behalten werden kénne. Da aufgrund eines vorribergehenden Personalausfalls in Folge
Schwangerschaft in diesem Bereich flr 2017 ein Personalengpass entstehe, kdnne ein
schnellerer Abschluss der Untersuchungen nicht gewahrleistet werden. Seitens der Kreistags-
fraktion Bundnis 90/DIE GRUENEN wird der Antrag dahingehend zuriickgenommen.

Auf Anmerkung des s.B. Dr. Kraneburg, dass aus dem Haushalt nicht ersichtlich sei, was vom
Kreis Coesfeld in die Verbesserung der Okologie investiert werde, erlautert AL Dr. Foppe,
dass der Haushalt des Kreises in diesem Bereich einen Zuschussbedarf i.H.v. 1 Mio. Euro
ausweise. Hierunter wirden ELER, Naturdenkmaler, Biotopverbesserungen etc. fallen. Es sei
schwierig, die Darstellungsweise im Haushalt zu andern, aus den Erlauterungen zum Teiler-
gebnisplan zum Produkt 70.02.02 kdnnten aber die einzelnen Betrage abgelesen werden.
Bezuglich der Planungen, nach der Obstbaumaktion in 2016 nunmehr in 2017 die Pflanzun-
gen zu kontrollieren und in 2018 Gelder fir die nachste Aktion einzuplanen, kritisiert s.B. Dr.
Kraneburg, dass die Obstbaumaktion mehrjahrig sein sollte und ferner ein zu geringer Kos-
tenbeitrag fur die Baume genommen worden sei. Ktabg. Schulze Esking dul3ert sein Unver-
standnis Uber den Betrag von 15.000 € als Beitrag zum Naturpark Hohe Mark Westmunster-
land (vgl. S. 110 des Haushaltsentwurfs 2017). FBL Dr. Scheipers fuhrt aus, dass die Mit-
gliedschaft im Naturpark insbesondere flir das Gebiet Borkenberge eine gute Mdglichkeit dar-
stelle auch europaweite Forderungen fur die beteiligten Flachen in Anspruch nehmen zu kén-
nen. Es stelle zudem eine Form der Tourismusférderung dar. Der Betrag sei eigentlich kein
Mitgliedsbeitrag, sondern ergebe sich aus der Deckungsliicke von 120.000 €, die anhand des
Anteils der Flachen im Naturpark verteilt werde. Der Kreis Coesfeld sei mit 10% der Flachen
beteiligt. Die Zahlung erfolge durch den Kreis Coesfeld, wobei es Planungen des Naturparks
gebe, die auch eine deutliche Erweiterung in den Kreis Coesfeld vorsehen. Um hier einen
ausreichenden Finanzierungspielraum zu haben, werde der Betrag eingeplant. Die Freigabe
erfolge erst nach entsprechender politischer Beratung. Offen und mit den Stadten und Ge-
meinden auch noch abzustimmen ist die genaue Aufteilung der jeweiligen Beitrage.
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Beschluss:

Die im Entwurf des Haushaltsplanes 2017 ausgewiesenen Jahresergebnisse in den Teil-
ergebnisplanen und Teilfinanzplanen mit den jeweiligen Finanzmitteliberschussen bzw.
-fehlbetragen der Produktgruppen

im Budget 01

Produktgruppen

32.01
32.02
32.03
32.04

36.01
36.02
36.03

39.01
39.02
39.03

63.01
63.02

70.01
70.02
70.03
70.04

Allgemeine Gefahrenabwehr
Rettungsdienst (einschl. Kostenrechnung)
Feuerschutz, Gro3schadenslagen
Auslanderangelegenheiten

Verkehrssicherung
Zulassungen
Fahr- und Beférderungserlaubnisse

Verbraucherschutz
Veterinardienst
Fleisch- und Geflligelhygiene

Bauaufsicht / Denkmalschutz
Wohnungsforderung

Betrieblicher Umweltschutz

Natur- und Bodenschutz

Gewasserschutz

Durchfihrung der Abfallentsorgung (Kostenrechnung)

ab Seite 8

ab Seite 17
ab Seite 28
ab Seite 36

ab Seite 48
ab Seite 56
ab Seite 61

ab Seite 69
ab Seite 74
ab Seite 82

ab Seite 88
ab Seite 93

ab Seite 101
ab Seite 108
ab Seite 117
ab Seite 122

inkl. der bei den zugehorigen Produkten dargestellten Ziele und Kennzahlen werden unter
Bericksichtigung der wahrend der Beratung beschlossenen Anderungen anerkannt.

Anmerkung: Die sich in dieser Sitzung des Ausschusses fur Umwelt, 6ffentliche Sicherheit und Ordnung

ergebenden Anderungen werden in einer Anderungsliste zusammengestellt und dem AfF-

WuK/Kreisausschuss/Kreistag zur weiteren Beratung vorgelegt.

Form der Abstimmung:
Abstimmungsergebnis:

offen per Handzeichen
16 Ja-Stimmen
2 Enthaltungen
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 11. offentliche Sitzung des
Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung
am 05.12.2016
TOP 8 offentlicher Teil

Anfragen der Ausschussmitglieder

Ktabg. Wohlgemuth leitet seine Anfrage mit dem Hinweis ein, dass sich der Rat der Stadt
Dulmen gegen einen Weiterbetrieb der Brecheranlage in Dilmen-Rdédder ausgesprochen
habe und bittet um Erlauterung, weshalb der Kreis Coesfeld dennoch eine Genehmigung des
Antrags beabsichtige. FBL Dr. Scheipers fuhrt aus, dass es sich bei der Beteiligung der Stadt
Dulmen um das Verfahrenserfordernis einer sog. Einvernehmensregelung handle. Die Bele-
genheitsgemeinde werde um Stellungnahme zu dem geplanten Vorhaben gebeten. Dies sei
bei bestimmten Verfahren eine gesetzlich vorgeschriebene Art der Beteiligung und Anhdrung.
Es stelle ein Ubliches Verfahren dar, das in der Regel ein Geschaft der laufenden Verwaltung
sei. Die betroffene Stadt oder Gemeinde kdnne das Einvernehmen erteilen oder dieses Ver-
sagen. Sofern ein Einvernehmen versagt werde, sei der Kreis als fur die Entscheidung Uber
den Antrag zustandige Behodrde befugt und - wegen seiner strengen Rechtsbindung bei ei-
nem Rechtsanspruch des Antragstellers ggf. sogar verpflichtet - das versagte Einvernehmen
zu ersetzen. Dies resultiere u.a. daraus, dass der Kreis die Entscheidung rechtlich zu vertre-
ten habe und diesen auch das Haftungsrisiko treffe. Ein Kreis kénne sich bei abweichender
Auffassung nicht hinter einem versagten gemeindlichen Einvernehmen bei seiner Entschei-
dung ,verstecken®. In dem vorliegenden Fall habe die Stadt Dilmen das Einvernehmen zum
Weiterbetrieb der Brecheranlage versagt. Da der Kreis beabsichtige, die Genehmigung zu
erteilen und das versagte Einvernehmen zu ersetzen, sei die Stadt Dilmen erneut angehért
worden. Abgrabungen und Verfillungen einschlieRlich aller ihnrer Nebenanlagen seien gesetz-
lich privilegiert. Es handle sich bei der Brecheranlage um eine solche privilegierte Form, da
Uberwiegend direkt vor Ort verflllt werden solle und damit ein ortsgebundener Betrieb bzw.
eine Nebenanlage zu einem solchen Betrieb anzunehmen sei (§ 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB). In
dem Verfahren habe sich der Landschaftsbeirat fur einen auf funf Jahre befristeten Weiterbe-
trieb ausgesprochen. Insgesamt ldgen nach derzeitiger vorlaufiger Einschatzung die gesetzli-
chen Voraussetzungen fiur die Erteilung einer Genehmigung zum Weiterbetrieb vor, zumal
auch der Flachennutzungsplan keine qualifizierte entgegenstehende Festsetzung flr diesen
Bereich enthalte.

S.B. Dr. Kraneburg erkundigt sich nach dem nachsten Termin fur den Runden Tisch ,Bio-
diversitat”. Ein fester Termin kann nach Auskunft von Dr. Foppe noch nicht mitgeteilt werden.
Die untere Landschaftsbehoérde sei ausschliefldlich mit der Bearbeitung der Genehmigungsver-
fahren fur Windenergieanlagen beschéaftigt. Es sei daher derzeit leider noch keine Zusage zu
einem Termin maglich.

Ktabg. Bontrup erkundigt sich hinsichtlich der Sicherstellung der Pflege von Biotopen und

Naturschutzdenkmalern durch Naturschutzverbande, da ihm bekannt sei, dass diese unter
Nachwuchsmangel leiden wiirden. AL Dr. Foppe gibt an, dass es sich zumeist um Stiftungs-
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flachen handle. Sofern Pflegekrafte aus korperlichen Grinden nicht mehr in der Lage seien
die Pflege auszuliben, missten neue Modelle entwickelt werden.

Ktabg. Holz bittet um Erlauterungen zu den ihm bekannten Bodenauffullungen auf dem Weg
von Dulmen Richtung Seppenrade. Nach Auskunft von AL Dr. Foppe befinde sich diese Auf-
fullung zurzeit im Antragsverfahren. Hinsichtlich eines Grof3teils der Bodenmaflinahmen im
Bereich Gewasserschutz- und -ausbau missten zuldssige, aber praktikable und kostengins-
tige Bodenverwertungsmafinahmen gefunden werden, damit diese Malinahmen Uberhaupt
noch finanzierbar gestaltet werden kénnen. Unabhangig von diesen MaRnahmen werde sei-
tens des Kreises festgestellt, dass immer haufiger Bodenaufflillungen in sogenannte ,Boden-
verbesserungsmaflnehmen®, sehr oft ohne vorheriges Genehmigungsverfahren, erfolgen.
Hier werde es Aufgabe des Kreises sein, die Verwertung/Beseitigung des Bodens intensiver
zu Uberwachen und den derzeitig festzustellenden ,Wildwuchs” zu kanalisieren. Sofern keine
zugelassenen Entsorgungs-/Verwertungsanlagen im Kreis Coesfeld bestehen, seien solche
Anlagen im weiten Umfeld zu nutzen. Wegen der Widerstande gegen neue Deponievorhaben
musse klnftig verstarkt mit solchen Fehlentwicklungen gerechnet werden. In diesem Zusam-
menhang sei es ihm wichtig, auf den heraufziehenden ,Entsorgungsnotstand® fur minerali-
sche Abfalle hinzuweisen, der den Kreis in nicht allzu ferner Zukunft zwingen kdnnte, ent-
sprechende Deponievolumina als 6ffentlich-rechtlicher Entsorgungstrager selbst zu planen.

Seite 15 von 15



	Anwesenheit
	BM_Text2
	begruessung
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Vorlage
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis

